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500. Folge aus

der neuen Mensa
HEILBRONN Das Stimme-TV-Video
zur Kolumne 360 Grad, die am Frei-
tag im Regionalteil erscheint, ist be-
reits heute Nachmittag im Internet
auf www.stimme.de zu sehen. Dies-
mal wird ein besonderes Jubiläum
gefeiert: Nach mehr als zwölf Jahren
wurde die 500. Folge der 360-Grad-
Videos produziert. Natürlich sind
daher auch einige Sequenzen aus
früheren Episoden zu sehen – über-
raschend, spektakulär und exklusiv.
Gedreht wurde die 500. Folge in der
neu gebauten Mensa auf dem Bil-
dungscampus Heilbronn, die mit ih-
rer speziellen Architektur und ge-
baut in einen Hügel beeindruckt.

Außerdem geht es diesmal um
humorvolle Namensspielereien,
doppelte Kandidatensuche und re-
gionale Virusdebatten. red

@ 360-Grad-Video
www.stimme.de

Von Bärbel Kistner

Kommentar

Große Lücke
Der Markt wird es richten. Das mag
für sehr gut Verdienende in unserer
Boomregion zutreffen. Doch für vie-
le Normalverdiener passen Angebot
und Nachfrage auf dem Wohnungs-
markt längst nicht mehr zusammen.
Das Gros der Altmieter ist nicht be-
troffen. Das zeigt die inzwischen
fast märchenhaft anmutende Durch-
schnittsmiete von knapp sechs Euro
bei der Gewo. Auch die Stadtsied-
lung hat ähnlich niedrige Mieten.
Der Großteil derjenigen, die umzie-
hen müssen, können von solchen
Zahlen nur träumen. Ihre Mietkos-
ten liegen deutlich höher als jene 30
Prozent des Nettoeinkommens, die
als sozialverträglich gelten. Heil-
bronn ist im Mietspiegel bei Neuver-
mietungen bei zwölf Euro angekom-
men. Der Wohnungsneubau hat die
Preise nach oben schnellen lassen.

Wohnungen für unter zehn Euro
sind Mangelware. Gerade in diesem
Bereich ist eine große Lücke. Bau-
land fehlt nicht für hochpreisige Ei-
gentumswohnungen, es fehlt vor al-
lem, um Wohnungen zu bauen, die
sich ein großer Teil der Bevölke-
rung auch leisten kann. Dass der
Landkreis ein ergänzendes Förder-
programm zu den Landesmitteln
bietet, ist ein gutes Signal. Die Stadt
alleine kann die Wohnungsnot nicht
lösen, hat Heilbronns OB Harry
Mergel stets betont. Angesichts der
Entwicklung wäre die zusätzliche
kommunale Förderung auch in Heil-
bronn ein Weg, um mehr preiswerte
Wohnungen auf den Markt zu brin-
gen, die die Mieten nicht noch wei-
ter in die Höhe treiben.

@ Ihre Meinung?
baerbel.kistner@stimme.de

Angebot und Nachfrage auf
dem Mietwohnungsmarkt passen

immer weniger zusammen.

Mantel klemmte
noch in Autotür

BEILSTEIN Weil sie mit ihrem Mantel
in der Autotür festklemmte, ihr
Mann dies aber nicht bemerkt hatte
und losgefahren war, ist eine 68-Jäh-
rige am Dienstagabend leicht ver-
letzt worden.

Die Frau war Beifahrerin in dem
Pkw und wollte vor ihrem Wohn-
haus aussteigen. Als sie die Autotür
zugeworfen hatte, blieb ihr Mantel
jedoch hängen. Ihr Mann fuhr aller-
dings wieder los. so dass die Frau
auf die Straße stürzte und sich die
leichten Verletzung zuzog. red

Wohnraum für 7,50 Euro Miete
REGION Genossenschaft Gewo baut mit Landkreis-Zusatzförderung Pilotprojekt in Massenbachhausen

Von unserer Redakteurin
Bärbel Kistner

I
m Jahr 2019 hatte die Wohnungs-
genossenschaft Gewo ihre Neu-
baupläne zurückgestellt – wegen
hoher Baukosten und Grund-

stückspreise. Für 2020 gibt es jetzt
wieder ein Projekt. In Massenbach-
hausen baut die Gewo 14 Wohnun-
gen zu einem Mietpreis von 7,50
Euro pro Quadratmeter.

Ermöglicht wird das Projekt
durch eine neue finanzielle Unter-
stützung des Landkreises. Das ba-
den-württembergische Landes-
wohnraumförderprogramm alleine
hätte das Vorhaben wirtschaftlich
nicht rentabel gemacht, erklärt
Gewo-Geschäftsführer Waldemar
Fiedler. Doch durch das im April
2019 vom Kreistag beschlossene,
kommunale Förderprogramm ha-
ben sich die Bedingungen geändert.
Die Gewo realisiert damit erstmals
wieder ein Projekt mit geförderten
Wohnungen.

1,5 Millionen Euro 2020 und 2021
sind im Landkreis-Haushalt jeweils
1,5 Millionen Euro eingestellt. Pro
Quadratmeter Wohnfläche gibt es
bis zu 200 Euro Zuschuss, vorausge-
setzt, auch die Kommune beteiligt
sich, etwa in Form günstigen Bau-
lands. Die Kostenentwicklung hat
die Mieten in die Höhe getrieben.
Bei klassischer Bauweise liege man
im Neubau bei Mieten um 13 Euro,
sagt der Gewo-Geschäftsführer. Nur
dank der zusätzlichen Förderung
und des verbilligten Grundstücks-
preises lasse sich in Massenbach-
hausen ein Mietpreis von 7,50 Euro
halten. Einziehen können dort je-
doch nur Mieter, die einen Wohnbe-
rechtigungsschein (WBS) haben.

Deutlich mehr Menschen als ge-
dacht liegen unterhalb der Einkom-
mensgrenze für den WBS, das sei
vielen nicht bewusst, betont Fiedler.
Er schätzt, dass 50 Prozent der Ba-
den-Württemberger ein Anrecht
hätten. Allerdings machen nur weni-

ge Haushalte davon Gebrauch, und
das Angebot an geförderten Woh-
nungen ist gering.

Für Ein- und Zwei-Personenhaus-
halte liegt die Einkommensgrenze
in Heilbronn bei 48 000 Euro brutto
im Jahr. Vier-Personen-Haushalte

können ein Jahreseinkommen von
66 000 Euro haben. „Mit dem Pro-
jekt in Massenbachhausen schaffen
wir bezahlbaren Wohnraum für Be-
rufsgruppen wie Krankenpfleger,
Erzieher, Friseure und Beschäftigte
im Einzelhandel“, erläutert Fiedler.

Sogar ein junger Assistenzarzt kön-
ne seiner Einschätzung nach einen
Wohnberechtigungsschein bekom-
men und damit in eine sozial geför-
derte Wohnung einziehen. Das zei-
ge den großen Bedarf an entspre-
chendem Wohnraum.

Die Bauarbeiten in Massenbach-
hausen sollen noch in diesem Jahr
beginnen. Ende 2021, Anfang 2022,
rechnet die Gewo mit der Fertigstel-
lung und dem Bezug der Wohnun-
gen. Bei der Gestaltung hat sich die
Genossenschaft an einem 2016 er-
stellten Doppel-Gebäude in Lauffen
orientiert. Die Häuser dort haben
ein gemeinsames Treppenhaus mit
Aufzug und Laubengänge – beides
senkt die Baukosten. Gebaut wird
im Neubaugebiet am Ortsrand. Der
Kaufvertrag für das städtische
Grundstück ist beurkundet.

Kraftakt Um im Landkreis Sozial-
wohnungen zu realisieren, braucht
es für den Massenbachhausener
Bürgermeister Nico Morast einen

gemeinsamen Kraftakt. Eine Genos-
senschaft wie die Gewo als Partner
und die neue Landkreisförderung
reichten nicht aus: Entscheidend sei
der „Wille einer Kommune“, sich im
sozialen Wohnungsbau zu engagie-
ren. „Die soziale Komponente muss
beim Grundstückverkauf vor der
Gewinnmaximierung stehen“, be-
kräftigt Morast. Dank der Land-
kreisgelder könnten in den nächs-
ten zwei Jahren 15 000 Quadratme-
ter neuer Wohnraum entstehen,
hofft Morast auf den möglichen Ef-
fekt des finanziellen Engagements.

Gewo-Chef Fiedler lobt das „kla-
re, kommunalpolitische Ziel“ von
Massenbachhausen und wünscht
sich möglichst viele Nachahmer in
anderen Kommunen. Die Gewo hat-
te sich in der Vergangenheit mehr-
fach eine Abfuhr geholt und war als
Bauherr im Landkreis nicht überall
willkommen.
Kommentar „Große Lücke“
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Am Ortsrand von Massenbachhausen in Richtung Massenbach im Neubaugebiet baut die Gewo ab Ende 2020 ein Mehrfamilien-
haus mit 14 geförderten Wohnungen. Der Landkreis bezuschusst das Projekt. Fotos: Mario Berger, Yeti Studio/stock.adobe.com

„Kommunen müssen
sich im sozialen Woh-

nungsbau engagieren.“
Nico Morast, Bürgermeister

HSt-Grafik, Quelle: Statistisches Landesamt/EU-SILC
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Einfache Bauweise und ein weiteres Projekt unter acht Euro Miete
neu erstellt, läge der Mietpreis nach
Gewo-Einschätzung wegen der Baukos-
tensteigerung bei mindestens 8,50
Euro Miete. In Weinsberg entstehen mit
Hilfe der neuen kommunalen Wohn-
raumförderung des Landkreises dem-
nächst 38 Wohnungen mit einer Kalt-
miete unter acht Euro. Bauherr ist die
Heilbronner Drauz-Stiftung. kis

Euro wurden 2019 in die Modernisie-
rung des Bestandes investiert. In Bad
Friedrichshall wurde ein modular ge-
bautes Mehrfamilienhaus fertig. Das
Gebäude ist frei finanziert. Aufgrund
der Bauweise konnten die 36 Wohnun-
gen für 6,50 Euro pro Quadratmeter ver-
mietet werden. Würde das in verein-
fachter Weise gebaute Projekt heute

Die Gewo hat 1105 Wohnungen und zehn
Gewerbeeinheiten im Stadt- und Land-
kreis Heilbronn in ihrem Bestand. Die
Durchschnittsmiete liegt bei 5,82
Euro. Damit trage die Genossenschaft
„zu einer guten, sicheren und sozial ver-
antwortbaren Wohnungsversorgung“
bei. Außerdem hat die Gewo 100 Apart-
ments für Studierende. Drei Millionen

Kritik und Unverständnis nach Urteil gegen Bürgermeister
Gemeindetagspräsident und Rathauschefs reagieren auf Gerichtsentscheidung wegen fahrlässiger Tötung – Kinder in Teich ertrunken

Von unserem Redakteur
Alexander Klug

REGION Im Prozess um den Tod von
drei in einem Teich in Nordhessen
ertrunkenen Geschwistern hat das
Amtsgericht Schwalmstadt den Bür-
germeister der Gemeinde Neukir-
chen wegen fahrlässiger Tötung
verurteilt. Im Jahr 2016 waren zwei
Jungen (5 und 9) und ein Mäd-
chen(8) im dortigen Teich ertrun-
ken. Auch wenn das Gericht die mit
dem Urteil verbundene 12 000-Euro-
Geldstrafe zur Bewährung ausge-
setzt hat, sorgt das Urteil auch in der
Region für so manche Sorgenfalte.
Vor allem Bürgermeister sehen die
Argumentation kritisch – aber auch
der mit 1100 Mitgliedskommunen
größte Verband der Gemeinden.

„Ich halte das Urteil des Amtsge-
richts für bedenklich“, sagt Roger
Kehle. Er ist Präsident des Gemein-
detags Baden-Württemberg. „Es
suggeriert, dass es eine 100-prozen-

tige Sicherheit geben kann. Das hal-
te ich für falsch.“ Das Amtsgericht
sah es als erwiesen an, dass der Bür-
germeister seine Pflicht verletzt
habe, für Sicherheit zu sorgen, ob-
wohl der Teich aus Sicht des Ge-
richts ein erhebliches Gefahrenpo-
tenzial aufweise.

Absolute Sicherheit? Auch im
Nachgang zum Amoklauf von Win-
nenden und Wendlingen vor elf Jah-
ren habe man sich in Gruppen zu-
sammengesetzt, um über Konse-
quenzen zu sprechen. „Das war
sinnvoll, man will nach einem sol-
chen Ereignis alles tun, um so etwas
unmöglich zu machen“, sagt Kehle.
„Aber am Ende stand auch damals
die Erkenntnis, dass es eine 100-pro-
zentige Sicherheit nicht gibt.“

Zumal die Argumente insofern
ähnlich waren, da es auch im Fall
des Teichs um eine Abwägung geht:
„Damals stand im Zentrum, die Si-
cherheit und das freie Zusammenle-

ben zu gewichten“, führt Kehle aus.
Im aktuellen Fall sei die Frage, ob es
sinnvoll und gerechtfertigt ist, ein
Naherholungsgebiet unzugänglich
zu machen, um mehr Sicherheit zu
erreichen. Er weist auf eine gewisse
Widersprüchlichkeit hin: „Auf der
einen Seite geben sich die Gemein-
den Mühe, Ufer von Seen und Flüs-

sen attraktiver zu machen. Wenn
dann aber etwas passiert, soll es bes-
ser gewesen sein, einen Zaun zu in-
stallieren.“ Die Selbstverantwor-
tung des Einzelnen könne man nicht
wegschieben, auch wenn es sich um
ein schreckliches Ereignis handele.

Kehle sorgt sich auch um die At-
traktivität des Bürgermeisterbe-
rufs. Es spielten sicher noch andere
Argumente bei der Entscheidung
für eine Kandidatur fürs Bürger-
meisteramt eine Rolle. „Aber das In-
teresse steigern dürfte so ein Urteil
nicht“, sagt der Gemeindetagspräsi-
dent. Zumal kein Bürgermeister so
etwas auf die leichte Schulter neh-
me. „Das wird die Familie für immer
belasten, den betroffenen Bürger-
meister aber auch.“

Weniger Bewerber Der Pfedelba-
cher Bürgermeister Torsten Kunkel
lässt an seiner Sicht der Dinge kei-
nen Zweifel. „Man braucht sich
nicht zu wundern, wenn sich immer

weniger qualifizierte Bewerber für
den Bürgermeisterberuf interessie-
ren“, kritisiert der Rathauschef. Er
sieht in dem Urteil ein Problem des
Rechtssystems. „Sicher war das Er-
eignis schrecklich. Aber das bedeu-
tet nicht, dass es automatisch einen
Schuldigen geben muss.“

Auf der Gemarkung der Stadt
Bad Friedrichshall gebe es viele Ge-
wässer, darunter drei Flüsse, den
Salinekanal und den Schachtsee,
führt Bürgermeister Timo Frey aus.
„Selbst im Brunnen vor dem Rat-
haus stehen 70 Zentimeter Wasser
und auf seinem Rand sitzen oft Schü-
ler.“ Es könne nicht darum gehen,
sämtliche potenziellen Gefahren-
quellen zu beseitigen, das sei nicht
machbar, sondern darum, die Absi-
cherung zu verbessern. „Wobei ich
bisher davon ausgegangen bin, dass
wir mit Begehungen und daraus re-
sultierenden Maßnahmen unserer
Pflicht genügen. Wenn das nicht so
ist, müssen wir neu überlegen.“

Drei Kinder sind in dem Teich im hessi-
schen Neukirchen ertrunken. Foto: dpa
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